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Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SÃ¤chsischen Landessozialgerichts
vom 19. September 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten auch
des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten, ob die Beklagte als VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r das
Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 Nr 4 zum AAÃ�G verpflichtet ist, die Zeit
vom 1. Januar 1970 bis 30. Juni 1990 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zum
Zusatzversorgungssystem Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen,
kÃ¼nstlerischen, pÃ¤dagogischen und medizinischen Einrichtungen (AVI) (vgl
Verordnung Ã¼ber die Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen,
kÃ¼nstlerischen, pÃ¤dagogischen und medizinischen Einrichtungen der DDR vom
12. Juli 1951, GBl S 675) sowie die entsprechenden Arbeitsentgelte festzustellen.

Der im Jahre 1930 geborene KlÃ¤ger erwarb im August 1960 an der Technischen
Hochschule D. den akademischen Grad eines Diplom-Mathematikers und war im
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Anschluss daran bis 30. September 1961 als Mathematiker beim VEB Flugzeugwerk
D. beschÃ¤ftigt. Vom 1. Oktober 1961 bis 31. Dezember 1969 war er
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Zentralinstitut fÃ¼r Automatisierung D. , am
Institut fÃ¼r Datenverarbeitung D. und beim VEB R. Werke R â�¦ Im (jetzt noch
streitigen) Zeitraum, vom 1. Januar 1970 bis 30. Juni 1990, war er beim VEB
Kombinat R. GroÃ�forschungszentrum bzw beim VEB R. Zentrum fÃ¼r Forschung
und Technik, zuletzt als Gruppenleiter, tÃ¤tig.

Mit Bescheid vom 28. April 1999 und bestÃ¤tigendem Widerspruchsbescheid vom 1.
Juli 1999 lehnte die Beklagte die Feststellung sowohl von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit
zur technischen Intelligenz als auch zur AVI ab, da von diesem
Zusatzversorgungssystem nur diejenigen erfasst wÃ¼rden, die an
wissenschaftlichen Einrichtungen tÃ¤tig gewesen seien. Hierzu zÃ¤hlten
volkseigene Betriebe nicht.

Das SG Dresden hat durch Urteil vom 12. Januar 2001 die Klage abgewiesen. Im
Verlaufe des Berufungsverfahrens hat die Beklagte mit Teilanerkenntnis vom 4. Juli
2001 die Zeit vom 1. Oktober 1961 bis 31. Dezember 1969 als Zeit der
ZugehÃ¶rigkeit zur AVI anerkannt. Das SÃ¤chsische LSG hat sodann die (weiter
gehende) Berufung zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 19. September 2001). Es hat im
Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Der KlÃ¤ger, der keine Versorgungszusage gehabt
habe, habe keinen Anspruch auf Feststellung weiterer Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit
zur AVI gemÃ¤Ã� Â§ 5 AAÃ�G. Er sei im streitigen Zeitraum an keiner der in Â§ 6
der Verordnung Ã¼ber die Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen,
kÃ¼nstlerischen, pÃ¤dagogischen und medizinischen Einrichtungen der DDR vom
12. Juli 1951 (GBl S 675) genannten wissenschaftlichen Einrichtungen tÃ¤tig
gewesen. Denn die volkseigenen Betriebe, in denen der KlÃ¤ger wÃ¤hrend dieser
Zeit beschÃ¤ftigt gewesen sei, seien keine selbststÃ¤ndigen Ã¶ffentlich getragenen
wissenschaftlichen Einrichtungen iS der Verordnung gewesen. Entgegen der
Auffassung des KlÃ¤gers sei fÃ¼r die ZugehÃ¶rigkeit zu dem
Zusatzversorgungssystem die wissenschaftliche TÃ¤tigkeit allein nicht
entscheidend.

Der KlÃ¤ger hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Er rÃ¼gt â��
sinngemÃ¤Ã� â�� eine Verletzung von Â§ 5 AAÃ�G iVm der Anlage 1 Nr 4 zum
AAÃ�G und trÃ¤gt vor: Er hÃ¤tte gemÃ¤Ã� der Verordnung zur AVI in das
Zusatzversorgungssystem einbezogen werden mÃ¼ssen. Er habe in einer
wissenschaftlichen Einrichtung gearbeitet, wie sich bereits aus der Bezeichnung des
Betriebes ergebe. In der DDR sei die Forschung in den Akademien, UniversitÃ¤ten
und Hochschulen (Grundlagenforschung) sowie in der Industrie (angewandte
Forschung) betrieben worden. Hierzu habe der VEB Kombinat R. gehÃ¶rt.

Er beantragt,
das Urteil des SÃ¤chsischen Landessozialgerichts vom 19. September 2001, das
Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 12. Januar 2001 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 28. April 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 1. Juli
1999 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, die Zeit vom 1. Januar 1970 bis
30. Juni 1990 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur Altersversorgung der Intelligenz an
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wissenschaftlichen, kÃ¼nstlerischen, pÃ¤dagogischen und medizinischen
Einrichtungen sowie die in diesem Zeitraum erzielten Arbeitsentgelte festzustellen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie stÃ¼tzt sich im Wesentlichen auf die GrÃ¼nde der angefochtenen
Entscheidung.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet.

Die Vorinstanzen und die Beklagte haben im Ergebnis zu Recht entschieden, dass
der KlÃ¤ger keinen mit der Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (Â§ 54 Abs 1 SGG)
durchsetzbaren Anspruch auf Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur AVI
(oder zu einem anderen Versorgungssystem) vom 1. Januar 1970 bis 30. Juni 1990
hat, in der er als Diplom-Mathematiker beim VEB R. GroÃ�forschungszentrum bzw
beim VEB R. Zentrum fÃ¼r Forschung und Technik tÃ¤tig war sowie auf Feststellung
der in diesem Zeitraum erzielten Arbeitsentgelte.

UnabhÃ¤ngig davon, dass die Beklagte bereits durch vom KlÃ¤ger angenommenes
Teilanerkenntnis als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem die Zeit
vom 1. Oktober 1961 bis 31. Dezember 1969 anerkannt hat, ist im Hinblick auf das
oben genannte weitere Begehren des KlÃ¤gers betreffend die Â§Â§ 5 ff AAÃ�G zu
prÃ¼fen, ob die Vorschriften des AAÃ�G Ã¼berhaupt auf den KlÃ¤ger Anwendung
finden (Â§ 1 AAÃ�G). EinschlÃ¤gig ist das AAÃ�G nur, wenn aus bundesrechtlicher
Sicht zum 1. August 1991 (VersorgungsansprÃ¼che oder)
Versorgungsanwartschaften bestanden haben (bzw nach den Regelungen der
Versorgungssysteme die Voraussetzungen hierfÃ¼r zum 30. Juni 1990 vorgelegen
haben) oder wenn einmal vor dem 30. Juni 1990 nach den Gegebenheiten in der
DDR in deren Systemen eine Versorgungsanwartschaft erlangt worden war, die
nach den Regelungen der Versorgungssysteme bei einem Ausscheiden entfiel (Â§ 1
Abs 1 Satz 1 und Satz 2 AAÃ�G). Diese Voraussetzungen lagen hier nicht vor.

Nach Â§ 1 Abs 1 Satz 1 AAÃ�G gilt das Gesetz "fÃ¼r AnsprÃ¼che und
Anwartschaften", die auf Grund der ZugehÃ¶rigkeit zu Zusatz- und
Sonderversorgungssystemen im Beitrittsgebiet erworben worden sind. "Erworben
worden sind" in diesem Sinne aus der Perspektive des am 1. August 1991 in Kraft
getretenen AAÃ�G (Art 3 RÃ�G) vom 25. Juli 1991 Versorgungsanwartschaften,
wenn die Nichteinbezogenen rÃ¼ckschauend nach den Regeln der
Versorgungssysteme, soweit sie auf Grund des Einigungsvertrages Anlage II Kapitel
VIII Sachgebiet H Abschnitt III Nr 9 am 3. Oktober 1990 zu Bundesrecht geworden
waren, praktisch und rechtsgrundsÃ¤tzlich im Regelfall am 30. Juni 1990 (vgl hierzu
Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt II Nr 8 iVm Â§ 22
Rentenangleichungsgesetz vom 28. Juni 1990, GBl I S 495) hÃ¤tten einbezogen
werden mÃ¼ssen; hierzu gehÃ¶ren Rechtspositionen ohne erfolgte
Einzelfallregelung (Versorgungszusage, Einzelentscheidung, Einzelvertrag), wenn
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der Nichteinbezogene aus bundesrechtlicher Sicht ein Rechtsanspruch auf eine
Versorgungszusage nach den Regelungen der Versorgungssysteme unter
Beachtung des Gleichheitsgebotes gehabt hÃ¤tte. Nach Â§ 1 Abs 1 Satz 2 AAÃ�G
gilt das AAÃ�G auch in FÃ¤llen, in denen nach dieser Vorschrift eine
Versorgungsanwartschaft fingiert wird. Das ist der Fall, wenn in der DDR zu
irgendeinem Zeitpunkt einmal eine durch Einzelfallregelung konkretisierte Aussicht
bestand, im Versorgungsfall Leistungen zu erhalten, diese Aussicht (Anwartschaft)
aber auf Grund der Regelungen der Versorgungssysteme vor dem 1. Juli 1990
wieder entfallen war.

Da der KlÃ¤ger zu keinem Zeitpunkt in der DDR einmal eine Versorgungszusage
oder einen Einzelvertrag mit der konkreten Aussicht hatte, bei Eintritt des
Versorgungsfalls Leistungen zu erhalten, kommt eine Anspruchsberechtigung des
KlÃ¤gers nur nach Â§ 1 Abs 1 Satz 1 AAÃ�G in Betracht. Danach hatten nach den
bereits genannten Kriterien auch alle diejenigen eine Versorgungsanwartschaft
"erworben", denen aus bundesrechtlicher Sicht nach den Gegebenheiten der DDR,
dh nach den insoweit vom Einigungsvertrag noch partiell Ã¼bernommenen
Regelungen der Versorgungssysteme, wÃ¤ren diese unter Beachtung des
Gleichheitsgebots umgesetzt worden, eine Anwartschaft auf eine Versorgung durch
Einzelfallregelung am 30. Juni 1990 hÃ¤tte eingerÃ¤umt werden mÃ¼ssen. Hierzu
zÃ¤hlen alle diejenigen, die, wÃ¤re der Versorgungsfall zu diesem Zeitpunkt
eingetreten, zum 1. Juli 1990 im (jetzt) rechtsstaatlichen Umfeld ("kraft Gesetzes")
Leistungen aus dem Versorgungssystem hÃ¤tten beanspruchen kÃ¶nnen. Es
handelt sich also um damals Nichteinbezogene, die nach den Regelungen der
Versorgungssysteme obligatorisch iS einer "gebundenen Verwaltung" in den Kreis
der Versorgungsberechtigten hÃ¤tten einbezogen werden mÃ¼ssen, weil sie die
abstrakt generellen Voraussetzungen hierfÃ¼r insoweit am 30. Juni 1990 (und
deswegen auch am 1. August 1991) erfÃ¼llt hatten und zwar nach der Art der
ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung, der hierfÃ¼r vorgesehenen beruflichen Qualifikation
sowie der "BeschÃ¤ftigungsstelle". Aus bundesrechtlicher Sicht wÃ¤ren hingegen zu
diesem Zeitpunkt nicht einzubeziehen gewesen diejenigen, die nach den
Versorgungsordnungen oder DurchfÃ¼hrungsbestimmungen oder sonstigen
Regelungen der ehemaligen DDR lediglich durch Einzelvertrag oder Einzelentscheid
oder Ermessungsentscheidung bloÃ� hÃ¤tten einbezogen werden kÃ¶nnen. Eine
derartige (Ermessens-)Entscheidung, die auch der Erzeugung politischen und
gesellschaftlichen Wohlverhaltens diente, kÃ¶nnte allein aus der Sicht der DDR und
nach deren MaÃ�stÃ¤ben getroffen werden. Sie darf infolgedessen mangels
sachlicher objektivierbarer, bundesrechtlich nicht nachvollziehbarer Grundlage nicht
rÃ¼ckschauend ersetzt werden.

Geht man von diesen GrundsÃ¤tzen aus, so stellt sich die Frage, ob der KlÃ¤ger am
30. Juni 1990 eine Versorgungsanwartschaft iS von Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G "erworben"
hat, ob also nach der hier als AnknÃ¼pfung in Betracht kommenden
Versorgungsordnung der AVI (Anlage 1 Nr 4 zum AAÃ�G) aus bundesrechtlicher
Sicht nach den Gegebenheiten der DDR abstrakt-generell die Voraussetzungen fÃ¼r
eine Einbeziehung nach der Art der ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung, der hierfÃ¼r
vorgesehenen und tatsÃ¤chlich erworbenen beruflichen Qualifikation und der
"BeschÃ¤ftigungsstelle" vorgelegen haben. Dies war nicht der Fall. Der KlÃ¤ger
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hÃ¤tte zwar als Diplom-Mathematiker in das Zusatzversorgungssystem der AVI
einbezogen werden kÃ¶nnen. Denn nach Â§ 2 Buchst a der entsprechenden
Versorgungsordnung ist dieses System sÃ¤mtlichen "AngehÃ¶rigen der
wissenschaftlich tÃ¤tigen Intelligenz" erÃ¶ffnet. Dennoch gehÃ¶rte der KlÃ¤ger im
Hinblick auf die von ihm ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit in einem volkseigenen Betrieb
(VEB) nicht in den Kreis der obligatorisch in die Versorgungsordnung
Einzubeziehenden. Denn ein VEB â�� Forschungszentrum â�� zÃ¤hlte nicht zu den
"wissenschaftlichen Einrichtungen der DDR"; bei den in Â§Â§ 2a und 6 der
Versorgungsordnung (aaO) genannten Einrichtungen ist er nicht aufgefÃ¼hrt. Dort
sind ua wissenschaftliche Akademien, UniversitÃ¤ten und Forschungsinstitute
genannt, also jeweils selbststÃ¤ndige staatliche Einrichtungen. Im Gegensatz zu der
betriebsbezogenen Forschung in den VEB werden etwa in Â§ 1 Abs 1 der
Verordnung Ã¼ber die Aufgaben der UniversitÃ¤ten, wissenschaftlichen
Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen mit Hochschulcharakter (vom
25. Februar 1970, GBl II S 189) derartige Einrichtungen "als wichtige
ForschungsstÃ¤tte, die durch die Wissenschaftsorganisation mit allen Bereichen der
sozialistischen Gesellschaft verbunden sind," beschrieben. Die allein zweck- und
betriebsbezogenen Forschungseinrichtungen der volkseigenen Betriebe und der
Kombinate waren aber gerade nicht "frei" bei der Auswahl ihrer Forschungsziele.
Nach Â§ 34 Abs 3 der Verordnung Ã¼ber die volkseigenen Kombinate,
Kombinatsbetriebe und volkseigenen Betriebe vom 8. November 1979 (GBl I S 355)
war der Betrieb verpflichtet, die wissenschaftlich-technische Arbeit konsequent auf
die Leistungs- und EffektivitÃ¤tsentwicklung der Volkswirtschaft auszurichten. Nach
Â§ 2 dieser Verordnung hatten die Kombinate die Verantwortung nicht nur fÃ¼r die
bedarfsgerechte Produktion, sondern auch fÃ¼r die Entwicklung neuer Erzeugnisse
mit wissenschaftlich-technischem HÃ¶chststand (vgl auch Â§ 15 Abs 2 der
Verordnung Ã¼ber die Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen Betriebe,
Kombinate und VVB vom 28. MÃ¤rz 1973, GBl I S 129, und Â§ 8 der Verordnung
Ã¼ber die Aufgaben, Rechte und Pflichten des volkseigenen Produktionsbetriebs
vom 9. Februar 1967, GBl II S 121).

Im Ã�brigen hat das SG, auf welches das LSG verwiesen hat, zutreffend
ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger auch nicht im Hinblick auf Â§ 1 Abs 1 Satz 1 der 2.
DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen
gleichgestellten Betrieben vom 17. August 1950 in dieses Versorgungssystem
hÃ¤tte einbezogen werden kÃ¶nnen, weil er nicht die fÃ¼r eine Einbeziehung in
diesem Versorgungssystem berufliche Qualifikation besaÃ�. Auf Diplom-
Mathematiker erstreckte sich der Anwendungsbereich dieser Versorgungsordnung
nach der hierzu ergangenen 2. DurchfÃ¼hrungsbestimmung nicht. Eine derartige
Berufsgruppe ist dort bereits nicht aufgefÃ¼hrt. Auf eine in der 2.
DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur technischen Intelligenz vorgesehene
einzelvertragliche (Ermessens-)Entscheidung kann sich der KlÃ¤ger ebenso wenig
berufen wie auf andere Regelungen, die eine einzelvertragliche â�� mÃ¶gliche â��
Einbeziehung in ein Versorgungssystem vorsahen. Denn eine
Einzel-(Ermessens-)Entscheidung kann â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� nicht Grundlage
einer sachorientierten Entscheidung sein, da im Hinblick auf eingerÃ¤umte
EntscheidungsspielrÃ¤ume insoweit zwangslÃ¤ufig auf eine in der DDR Ã¼bliche
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(ggf willkÃ¼rliche) Entscheidungspraxis zurÃ¼ckgegriffen werden mÃ¼sste.

Soweit die Auffassung vertreten wird, es sei mit dem Grundgesetz unvereinbar,
dass Personen mit gleichwertiger beruflicher TÃ¤tigkeit und gleichwertiger
beruflicher Qualifikation keine "Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Versorgungssystem" erlangen kÃ¶nnten, so ist dem entgegenzuhalten, dass â��
eine derartige mÃ¶gliche Ungleichbehandlung unterstellt â�� der
Einigungsvertragsgesetzgeber nicht gehalten war, solche bereits in den
Versorgungsordnungen angelegte Ungleichbehandlung nachtrÃ¤glich zu
korrigieren. Denn er durfte an die insoweit vorgefundenen Versorgungsordnungen,
wie sie am 2. Oktober 1990 vorgelegen haben, im Rahmen der RentenÃ¼berleitung
anknÃ¼pfen (vgl BVerfGE 100, 138, 193 f). Soweit bestimmte Betriebe nicht
einbezogen waren, ist anzumerken, dass es auch in den alten BundeslÃ¤ndern
Betriebe gibt, in denen Arbeitnehmern ein Anspruch auf betriebliche
Altersversorgung nicht eingerÃ¤umt wird. Im Ã�brigen ist es nicht Aufgabe der
gesetzesgebundenen Staatsorgane, eine Regelung zu beschlieÃ�en, um
nachtrÃ¤glich eine eine Ungleichbehandlung beseitigende Einzelfallentscheidung zu
ermÃ¶glichen; schlieÃ�lich und darÃ¼ber hinaus kÃ¶nnten auch dann wieder
entsprechende (willkÃ¼rliche) Abgrenzungen gegenÃ¼ber anderen
Personengruppen mÃ¶glich sein.

Da der KlÃ¤ger somit am 30. Juni 1990 bereits keine Versorgungsanwartschaft iS
des Â§ 1 AAÃ�G erworben hatte, kann ihm bereits aus diesem Grund kein Anspruch
auf Feststellung (weiterer) Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem
nach Â§ 5 AAÃ�G zustehen. Seine Revision ist mithin zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 27.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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